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Eine gute Wasserqualität allein
genügt nicht, damit sich im und am
Wasser artenreiche Lebensgemein-
schaften einstellen können. Die Ge-
wässer brauchen auch wieder ge -
nügend Raum, in dem sie sich frei
entfalten dürfen, um ihre natürli-
che Lebensraumfunktion wahrneh-
men zu können. Aus diesem Grund
verlangt das Gewässerschutzgesetz
neu von den Kantonen, für die
oberirdischen Ge wässer einen so-
genannten Gewässerraum festzu-
legen, welcher die natürlichen
Funk tionen der Gewässer, den
Hoch wasserschutz und die Gewäs-
sernutzung sicherstellen soll.

Am 11. Dezember 2009 haben die eid-
genössischen Räte als Gegenvorschlag
zur Volksinitiative «Lebendiges Was-
ser» eine Änderung des Gewässer-

schutzgesetzes beschlossen. Diese ist am
1. Januar 2011 in Kraft getreten. Der
Bundesrat hat auf Verordnungsstufe
(Gewässerschutzverordnung, GSchV)
die neuen gesetzlichen Bestimmungen
konkretisiert und auf den 1. Juni 2011
in Kraft gesetzt.
Unmittelbarer Handlungsbedarf be-
steht für den Kanton Zürich bei der 
Sicherung des Gewässerraums. Es han-
delt sich um eine rein planungsrechtli-
che Festlegung des Raumbedarfs der
Gewässer, welche gemäss GSchV bis
spätestens Ende 2018 zu erfolgen hat.
Bis der Gewässerraum ausgeschieden
ist, regeln Übergangsbestimmungen
der GSchV direkt und grundeigentü-
merverbindlich die Bemessung der von
Bauten und Anlagen freizuhaltenden
Uferstreifen am Gewässer. Die neuen
Vorschriften ersetzen weitestgehend
die bisherige Vorschrift von § 21 des
kantonalen Wasserwirtschaftsgeset-

zes (WWG), die schematisch einen Ge-
wässerabstand von fünf Metern ver-
langt hat.

Wozu braucht es Gewässerraum?

Gemäss Gewässerschutzgesetz soll der
Gewässerraum den Raumbedarf si-
chern, welcher nötig ist für die Ge-
währleistung der natürlichen Funktio-
nen, den Hochwasserschutz und die
Gewässernutzung. Für die Festlegung
eines minimalen Gewässerraums hat
der Bund in der revidierten GSchV ver-
bindliche Masse festgelegt. Diese rich-
ten sich nach der etablierten und be-
währten Schlüsselkurve gemäss dem
«Leitbild Fliessgewässer» (BUWAL/BWG,
2003) bzw. der Wegleitung «Hoch-
wasserschutz an Fliessgewässern»
(BWG, 2001).
Die Sicherung des Raum bedarfs für
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Genügend Gewässerraum, wie hier am Aabach beim Stadtpark in Uster, ermöglicht neben
dem Hochwasserschutz auch den Zugang zum Gewässer.

Quelle: AWEL

Was zu schützen 
und zu entwickeln ist



den Hochwasserschutz oder Wasser-
kraftnutzungen wird bereits seit Jahr-
zehnten wahrgenommen. Die Raum -
sicherung für gezielte Gewässerrevita-
lisierungen oder die Ausscheidung 
eines minimalen Gewässerraums zur
Sicherung der grundlegenden natürli-
chen Funktionen an allen Gewässern
ist hingegen ein neues Thema. Im Kan-
ton Zürich wurde 2009 eine Teilrevision
des kantonalen Richtplans in den Berei-
chen Landschaft (Gewässer, Gefah-
ren), Versorgung, Entsorgung be-
schlossen, womit die Grundsätze zur
Sicherung des Raumbedarfs für Fliess-
gewässer ge mäss den neuen Bestim-
mungen der GSchV bereits behörden-
verbindlich festgelegt wurden.

Umsetzung der neuen Vorgaben

Die Festlegung eines Gewässerraums
hat eine Nutzungseinschränkung zur
Folge. Hier sind grundsätzlich nur noch
standortgebundene, im öffentlichen
Interesse liegende Bauten und Anlagen
zulässig. In sogenannt «dicht überbau-
ten Gebieten» kann der Gewässer-
raum jedoch den baulichen Gegeben-
heiten angepasst und eine Ausnahme-
bewilligung für Bauten im Gewässer-
raum erteilt werden, sofern der Hoch-
wasserschutz erfüllt ist. Bestehende
Bauten und Anlagen geniessen einen
Bestandesschutz. Der Gewässerraum
darf nur noch extensiv bewirtschaftet
werden. Er muss durch den Kanton
nicht erworben werden, d.h. er kann in
Privateigentum verbleiben. Aufgrund

der Eigentumsbeschränkungen im Ge-
wässerraum will der Kanton Zürich die
neuen Vorgaben zur Ausscheidung des
Gewässerraums behutsam und im Dia-
log mit den Betroffenen umsetzen. Da-
bei sollen Schutz- und Nutzungsinter-
essen sorgfältig aufeinander abge-
stimmt werden. Zu diesem Zweck wur-
de im März 2012 ein «Umsetzungspro-
gramm Gewässerschutzgesetz» ge-
startet. Im Rahmen dieses Umsetzungs-
programms (Teilprojekt «Ge wäs ser -
raum») werden zurzeit in Zusammen-
arbeit mit den vier Pilotgemeinden Die-
tikon, Uster, Marthalen und Turben-
thal das Verfahren und die Zuständig-
keit für die Gewässerraumfestlegung
geklärt. Im Rahmen dieser Pilotprojek-
te soll die Frage beantwortet werden,
wie der Gewässerraum technisch fest-
gelegt wird, wer für die Ausscheidung
des Gewässerraums zuständig sein soll
und damit die Kosten trägt und wie die
geforderte Umsetzung in der Richt-
und Nutzungsplanung erfolgen soll. In
einer externen Begleitgruppe, in wel-
cher die betroffenen Verbände, die Re-
gionen und die Gemeinden vertreten
sind, werden die Anliegen der Betroffe-
nen aufgenommen und der Informati-
onsfluss sichergestellt.

Wie geht es weiter?

Bis Mitte 2013 sollen die Resultate aus
dem Pilotprojekt «Gewässerraum» in
Form eines Syntheseberichts vorliegen.
Anschliessend wird daraus eine Umset-
zungsvorlage erarbeitet. Ziel ist es, die

Vorlage bis Ende 2013 dem Regie-
rungsrat zu unterbreiten, damit ab
2014 ein allgemeines Verfahren zur sys -
tematischen Festlegung des Gewässer-
raums zur Verfügung steht.
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LärmWas zu schützen und zu entwickeln ist

Naturnahe Gewässer bieten eine grosse
Strukturvielfalt.

Quelle: AWEL

Sofortmassnahmen zur Festlegung
des Gewässerraums
Da die Übergangsbestimmungen der GSchV zur
Sicherung des Raumbedarfs der Gewässer seit
1. Juni 2011 unmittelbar zur Anwendung kom-
men und damit in der Regel grössere Uferstrei-
fen von Bauten und Anlagen freizuhalten sind,
als dies bei der Festlegung des Gewässerraums
der Fall sein wird, wurden im Kanton Zürich So-
fortmassnahmen ergriffen. Zum einen geschah
dies im Januar 2012 mit einem Kreisschreiben
und Merkblatt an die Gemeinden («Änderung
der Gewässerschutzverordnung zur Sicherung
des Gewässerraums – Umsetzung in den Ge-
meinden») mit ersten Grundsätzen und Vorga-
ben zum Umgang mit den neuen Bestimmun-
gen. Zum anderen ist am 1. November 2012 
eine Änderung der Verordnung über den Hoch-
wasserschutz und die Wasserbaupolizei
(HWSchV, LS 724.112) in Kraft getreten. Diese
Verordnungsänderung ermöglicht es, dass auf
Antrag des Planungsträgers im Rahmen von
Nutzungs- und Sondernutzungsplanungen
gemäss §§ 36–89 des Planungs- und Baugeset-
zes (PBG) gleichzeitig der Gewässerraum fest-
gelegt werden kann. Zudem wird im Verfahren
zur Festsetzung von Wasserbauprojekten ge -
mäss §18 des Wasserwirtschaftsgesetzes (WWG)
auch der Gewässerraum festgelegt. Damit steht
ein Instrument zur Verfügung, welches die Pla-
nungs- und Rechtssicherheit im Bezug auf den
Gewässerraum im Rahmen von Planungsver-
fahren herstellen kann und mit welchem bau-
rechtliche Härten aus den geltenden Über-
gangsbestimmungen gemildert werden kön-
nen. Voraussetzung für eine Gewässerraum-
festlegung in einem Planungsverfahren ist je-
doch, dass sämtliche relevanten Fragen bezüg-
lich Hochwasserschutz, Revitalisierungspoten-
zial, Gewässernutzung und Zugang für den Un-
terhalt geklärt und in einem Bericht dargelegt
werden. Anfang 2013 erscheint ein Merkblatt,
welches die nötigen Anforderungen an eine Ge-
wässerraumfestlegung zusammenfasst.
Weitere Infos unter www.awel.zh.ch � Wasser
& Gewässer � Bauen am & im Gewässer

Strukturvielfalt am Wasser
Damit ein Gewässer seine natürlichen Funktio-
nen wahrnehmen kann, ist ein minimaler Ge-
wässerraum nötig, der ausschliesslich dem Ge-
wässer zur Verfügung steht. Hier sollen sich eine
naturnahe Strukturvielfalt (z.B. Steil- und Flach -
ufer, Mäander, Kiesbänke etc.) ausbilden, stand -
 orttypische Lebensgemeinschaften entwickeln
(z.B. Auenwälder, Pionierflächen) sowie aqua-
tische und terrestrische Lebensräume vernet-
zen. Der Mensch profitiert von einem verbesser-
ten Hochwasserschutz und neuen Erholungs-
räumen.


